Xy Mustermann/Musterfrau

Sackgassenweg 00

…. Mülheim

Mülheim a.d. Ruhr, den ….. 2019

An die Stadtverwaltung Mülheim
Fachbereich Finanzen / Team Gemeindesteuern

Am Rathaus 1

45468 Mülheim
Grundsteuerbescheid für das Veranlagungsobjekt ………. Kassenzeichen: ……….. 
Hier: Erhebung eines Widerspruchs
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen Ihren o.a. Grundsteuerbescheid vom 10.01.2019 erhebe/n ich/wir Widerspruch.
Begründung:
2010 betrug der Hebesatz für Grundsteuer B in Mülheim 500% des Einheitswertes. Damit 
gehörte Mülheim im bundesweiten Vergleich bereits zur Spitzengruppe. 2011 wurde der 
Hebesatz auf 530% erhöht, 2013 auf 560% und ab 2015 auf 640%. Die Ratsmehrheit von SPD, CDU und Grünen beschloss nun im Dezember 2018, den Hebesatz ab 2019 auf 890%, also um sage und schreibe weitere 39%, zu erhöhen. 
In weniger als 10 Jahren wurde also die Grundsteuer um 78% erhöht! Das trifft mich/uns als Eigenheimnutzer/Vermieter und in der Folge alle Mülheimer Mitbürger/innen auch.

Diese erneute Erhöhung der Grundsteuer auch noch in der Größenordnung von 39 % stellt eine Art sittenwidriger Wucher dar in Zeiten mit einer jährlichen Inflationsrate von ca. 2% und 
ähnlich niedrigen Steigerungen von Reallöhnen und –renten. Es ist ungerecht und unzumutbar, dass Fehlbeträge im städtischen Haushalt, die durch Fehlplanungen und Misswirtschaft in den vergangenen Jahren verursacht wurden, einzig durch die Bürger bezahlt werden sollen. Das ist nicht hinnehmbar und auf Dauer für das Allgemeinwohl und den Zusammenhalt der Gesellschaft kontraproduktiv.

Alleine z.B. durch Zins- und Währungsspekulationen ist der Mülheimer Bürgerschaft ein 
Schaden in mindestens zweistelliger Millionenhöhe entstanden! Kein Kämmerer, kein/e OB oder Politiker wurde dafür zur Rechenschaft gezogen und auch die Aufsichtsbehörde hat über Jahre eklatant versagt.

Im Vergleich aller deutschen Kommunen mit mindestens 20.000 Einwohnern liegt unsere Stadt mit 890% Hebesatz inzwischen nur noch hinter Witten mit 910 %, ein absolut 
beschämender „Spitzenplatz“! Den niedrigsten Hebesatz hatte übrigens bisher Ingelheim am Rhein (Rheinland-Pfalz) mit 80 %.
Mülheims Finanzmisere hat sich über Jahre durch folgenschwere Fehlentscheidungen und 
anhaltende Misswirtschaft aufgetürmt, so dass unsere im Ruhrgebietsvergleich bisher eher 
begünstigte Stadt mit 11.320 € Verschuldung pro Kopf NRW-weit unangefochten am 
schlechtesten dasteht trotz geringerer sozialen Probleme als in vielen Nachbarstädten. Mülheim hat nämlich hauptsächlich ein Ausgabenproblem und dies gilt es zu lösen. Der völlig überzogene Hebesatz stopft erneut durch Erhöhung der Einnahmen zwar kurzfristig Löcher, wenn überhaupt, löst aber die Probleme nicht. Mülheim wird vielmehr dadurch noch unattraktiver.
Es darf keine Tabus und „heilige Kühe“ geben bei dem Versuch, die Ausgaben zu reduzieren. Auch in der ernsthafteren Kooperation und Fusionierung von Aufgaben mit den Nachbarstädten liegt nicht nur ein riesiges Potenzial zur Ausgabenreduzierung, sondern gleichzeitig zu erhöhter Effizienz. Das Riesen-ÖPNV-Problem zeigt dies überdeutlich, auch weil seit Jahren außer immer neuen, teuren Gutachten wenig Zukunftsweisendes geschah.                                               b.w.
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Die Mülheimer Erhöhungsorgie um 39% bei der Grundsteuer B ist umso bedenklicher, weil nach wiederholtem Verfassungsgerichtsurteil die Bundesregierung verpflichtet ist, in 2019 das 
bisherige Modell mit den Grundsteuermessbescheiden (Einheitswerten) für Immobilien 
grundlegend zu ändern. Da sich dann auch die Bemessungsgrundlagen für die Stadt verändern werden, auf die der kommunale Steuersatz angewendet wird, wird der bundesweite Spitzenwert von 890% viele Mülheimer, Eigenheimnutzer wie Mieter, möglicherweise noch härter treffen als die momentane, bereits unverhältnismäßige Erhöhung.
Was mit der Grundsteuerreform auf die Bundesbürger zukommen wird, weiß noch 
niemand so genau. Nur eines aber scheint gewiss: Die Grundsteuerreform wird uns in Mülheim besonders betreffen und nicht wenige besonders hart, sofern die Stadt bei ihrem unsozialen Beschluss von Dezember bliebe!

Die im Dezember 2018 beschlossene Erhöhung des Hebesatzes für die Grundsteuer B ist absolut unverhältnismäßig sowohl im Vergleich zu den Vorjahren, als auch zu anderen Kommunen in NRW, von bundesweiten Vergleichen ganz zu schweigen.
Mit der Erhöhung der Grundsteuer B in der geforderten Höhe bin/sind ich/wir nicht 
einverstanden!
Es muss andere Mittel geben, den Haushalt zu sanieren!
Ich/wir fordern, dass die unverhältnismäßige Erhöhung des Hebesatzes auf „rekordverdächtige“ 890% wieder rückgängig gemacht wird oder zumindest deutlich reduziert wird. Soviel Respekt und Rücksichtnahme sollten die Mülheimer/innen von ihren Vertretern in Rat und Verwaltung erwarten dürfen, dass diese einen schwerwiegenden Fehler auch wieder korrigieren!

Sollte ein Verzicht oder eine Reduzierung der Erhöhung beschlossen werden, bitte/n ich/wir 
darum, dies mit den bereits  eingezahlten Grundsteuerbeträgen zu verrechnen.

Mit freundlichen Grüßen

(Unterschrift)
